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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 10. Juni 1985 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik China 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen 

A. Zielsetzung 

Doppelbesteuerungen von Einkünften und Vermögen stellen bei 
grenzüberschreitenden wi rtschaftlichen Aktivitäten ein erhebli-
ches Hindernis dar. Zur Förderung und Intensivierung der deutsch-
chinesischen Wirtschaftsbeziehungen sollen diese Hindernisse 
soweit wie möglich beseitigt werden. 

B. Lösung 

Das Abkommen vom 10. Juni 1985 enthält die hierfür notwendigen 
Regelungen. Es ist nach Artikel 59 Absatz 2 des Grundgesetzes 
zustimmungsbedürftig. Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz soll 
das Abkommen die für die Ratifikation erforderliche Zustimmung 
der Gesetzgebungskörperschaften erlangen. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Keine wesentlichen Auswirkungen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (44) - 521 05 - Do 62/85 	Bonn, den 7. Oktober 1985 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Ent-
wurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 10. Juni 1985 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik China zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbei-
zuführen. 	 • 

Der Wortlaut des Vertrages und des zugehörigen Protokolls sowie eine 
Denkschrift zum Vertrag sind beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 554. Sitzung am 27. September 1985 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz-
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Kohl 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 10. Juni 1985 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Volksrepublik China 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Dem in Bonn am 10. Juni 1985 unterzeichneten 

Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Volksrepublik China zur Vermeidung der Dop-
pelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Ein-
kommen und vom Vermögen sowie dem dazugehörigen 
Protokoll vom selben Tag wird zugestimmt. Das Abkom-
men und das Protokoll werden nachstehend veröffent-
licht. 

Artikel 2 
Bereits ergangene Steuerfestsetzungen sind zur 

Anwendung des Abkommens zu ändern oder aufzuhe-
ben. Soweit sich bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens  

des Abkommens unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Besteuerung in der Bundesrepublik Deutschland und in 
der Volksrepublik China insgesamt eine höhere Bela-
stung ergibt, als sie nach den Rechtsvorschriften vor 
Inkrafttreten des Abkommens bestand, wird der Steuer-
mehrbetrag nicht festgesetzt. 

Artikel 3 
Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 

Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes feststellt. 

Artikel 4 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkün-

dung in Kraft . 
(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Arti-

kel 30 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzu-
geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 
Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Gegen-
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 
Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 
Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, da das Aufkom-
men aus den vom Abkommen betroffenen Steuern 
gemäß Artikel 106 des Grundgesetzes ganz oder zum 
Teil den Ländern oder den Gemeinden zufließt. 

Zu Artikel 2 
Das Abkommen wird gemäß Artikel 30 nach seinem 
Inkrafttreten ab 1. Januar bzw. ab 1. Juli 1985 erstmals 
anzuwenden sein. 
Um die betroffenen Steuerpflichtigen uneingeschränkt 
in den Genuß der rückwirkenden Anwendung der 
Abkommensregelungen zu bringen, sieht Satz 1 des 
Artikels vor, daß bereits ergangene Steuerfestsetzun-
gen zu ändern oder aufzuheben sind. 
Soweit sich durch die rückwirkende Anwendung des 
Abkommens in besonders gelagerten Einzelfällen eine 
höhere Gesamtbelastung an deutschen und chinesi-
schen Steuern ergeben sollte als nach dem bisherigen 
Rechtszustand, schließt Satz 2 des Artikels eine rück-
wirkende Verschlechterung für die Steuerpflichtigen 
aus. Die Regelung besagt, daß in solchen Fällen eine 
etwaige deutsche Mehrsteuer nur festgesetzt wird, 
soweit ihr eine Entlastung an chinesischen Steuern 
gegenübersteht. 

Zu Artikel 3 
Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin Anwen-
dung finden; das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4  

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfor-
dernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 
Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen 
nach seinem Artikel 30 in Kraft tritt, im Bundesgesetz-
blatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung  
Durch das Abkommen verzichtet die Bundesrepublik 
Deutschland zur Beseitigung der Doppelbesteuerung in 
gewissem Umfang auf Steuern, die dem Bund, den Län-
dern oder den Gemeinden zufließen. Andererseits brau-
chen gewisse zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
bisher eingeräumte Ermäßigungen an deutschen Steu-
ern nicht mehr oder nicht mehr in bisheriger Höhe 
gewährt zu werden, weil die Doppelbesteuerung nach 
dem Abkommen schon durch Steuerverzichte der 
Volksrepublik China beseitigt wird. Die Änderung des 
bisherigen Rechtszustands führt zu Mehr- oder Minder-
einnahmen bei den vom Abkommen betroffenen Steuern 
bei Bund, Ländern und Gemeinden. Die Höhe dieser 
Mehr- oder Mindereinnahmen läßt sich jedoch nicht 
schätzen. Haushaltswirtschaftlich sind sie nicht von 
Gewicht. Von dem Gesetz sind Auswirkungen auf die 
Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere das 
Verbraucherpreisniveau nicht zu erwarten. 
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Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Volksrepublik China 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 

auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen 

Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Volksrepublik China - 

von dem Wunsch geleitet, ihre wi rtschaftlichen Beziehungen 
zu fördern und die Doppelbesteuerung von Einkommen und 
Vermögen zu vermeiden sowie die Steuerhinterziehung aus-
zuschließen - 

haben nach freundschaftlichen Konsultationen der Vertreter 
beider Regierungen folgendes vereinbart: 

Artikel 1 
Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertrags-
staat oder in beiden Vertragsstaaten ansässig sind. 

Artikel 2 
Unter das Abkommen fallende Steuern 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der 
Erhebung, für Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, 
die in einem der Vertragsstaaten erhoben werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten 
alle Steuern, die vom Gesamteinkommen, vom Gesamtvermö-
gen oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens 
erhoben werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus 
der Veräußerung beweglichen oder unbeweglichen Vermö-
gens sowie der Steuern vom Vermögenszuwachs. 

(3) Die zur Zeit bestehenden Steuern, für die dieses Abkom-
men gilt, sind 

a) in der Volksrepublik China: 
die persönliche Einkommensteuer, 
die Körperschaftsteuer chinesisch-ausländischer Gemein-
schaftsunternehmen, 
die Körperschaftsteuer ausländischer Unternehmen und 
die kommunale Körperschaftsteuer 
(im folgenden als „chinesische Steuer" bezeichnet); 

b) in der Bundesrepublik Deutschland: 
die Einkommensteuer, 
die Körperschaftsteuer, 
die Vermögensteuer und 
die Gewerbesteuer 
(im folgenden als „deutsche Steuer" bezeichnet). 
(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im 

wesentlichen ähnlicher Art , die nach der Unterzeichnung des 
Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren 
Stelle erhoben werden. Die zuständigen Behörden der Ver-
tragsstaaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen 
jeweils eingetretenen wesentlichen Änderungen innerhalb 
angemessener Zeit mit. 

Artikel 3 
Allgemeine Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert, 

a) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragsstaat" und „der 
andere Vertragsstaat" je nach dem Zusammenhang die 
Volksrepublik China oder die Bundesrepublik Deutschland 
und, wenn im geographischen Sinn verwendet, das Gebiet, 
in dem das Steuerrecht des betreffenden Vertragsstaats 
gilt, einschließlich des Küstenmeers sowie der jenseits 
davon gelegenen Zonen, in denen der betre ffende Ver-
tragsstaat in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht 
Hoheitsrechte zur Erforschung und Ausbeutung von Natur-
schätzen des Meeresbodens und des Meeresuntergrunds 
hat; 

b) bedeutet der Ausdruck ,Person" natürliche Personen, 
Gesellschaften und alle anderen Personenvereinigungen; 

c) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft" juristische Perso-
nen oder Rechtsträger, die für die Besteuerung wie juristi-
sche Personen behandelt werden; 

d) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Vertrags-
staats" und „Unternehmen des anderen Vertragsstaats", 
je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem Ver-
tragsstaat ansässigen Personen betrieben wird, oder ein 
Unternehmen, das von einer im anderen Vertragsstaat 
ansässigen Person betrieben wird; 

e) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehöriger" eine natürli-
che Person, die nach dem Recht eines Vertragsstaats des-
sen Angehöriger ist, sowie eine juristische Person, Perso-
nengesellschaft oder andere Personenvereinigung, die 
nach dem Recht eines Vertragsstaats errichtet worden ist; 

f) bedeutet der Ausdruck „internationaler Verkehr" jede 
Beförderung mit einem Seeschiff oder Luftfahrzeug, das 
von einem Unternehmen mit allgemeiner Geschäftsleitung 
in einem Vertragsstaat betrieben wird, es sei denn, das 
Seeschiff  oder Luftfahrzeug wird ausschließlich zwischen 
Orten im anderen Vertragsstaat betrieben; 

g) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde" auf seiten 
der Volksrepublik China das Finanzministerium oder des-
sen bevollmächtigten Vertreter und auf seiten der  Bundes-
republik Deutschland das Bundesministerium der Finan-
zen. 
(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Ver-

tragsstaat hat, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfor-
dert, jeder im Abkommen nicht definie rte Ausdruck die Bedeu-
tung, die ihm nach dem Recht dieses Staates über die Steuern 
zukommt, für die das Abkommen gilt. 

Artikel 4 
Ansässige Person 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„eine in einem Vertragsstaat ansässige Person" eine Person, 
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die nach dem Recht dieses Staates dort  auf Grund ihres 
Wohnsitzes, ihres ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer all-
gemeinen Geschäftsleitung oder eines anderen ähnlichen 
Merkmals steuerpflichtig ist. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Ver-
tragsstaaten ansässig, so gilt folgendes: 

a) Die Person gilt als in dem Staat ansässig, in dem sie über 
eine ständige Wohnstätte verfügt; verfügt sie in beiden 
Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als in 
dem Staat ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen 
und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der 
Lebensinteressen); 

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person 
den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen hat, oder verfügt 
sie in keinem der Staaten über eine ständige Wohnstätte, 
so gilt sie als in dem Staat ansässig, in dem sie ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat; 

c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden 
Staaten oder in keinem der Staaten, so gilt sie als in dem 
Staat ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; 

d) ist die Person Staatsangehöriger beider Staaten oder kei-
nes der Staaten, so regeln die zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten die Frage in gegenseitigem Einverneh-
men. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person 
in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt sie als in dem Staat 
ansässig, in dem sich der Ort ihrer allgemeinen Geschäftslei-
tung befindet. 

Artikel 5 
Betriebsstätte 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„Betriebsstätte" eine feste Geschäftseinrichtung, durch die 
die Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausge-
übt wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebsstätte" umfaßt insbesondere: 

a) einen Ort der Leitung, 

b) eine Zweigniederlassung, 

c) eine Geschäftsstelle, 

d) eine Fabrikationsstätte, 

e) eine Werktstätte und 
 

f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Stein-
bruch oder eine andere Stätte der Ausbeutung von Boden-
schätzen. 

(3) Der Ausdruck „Betriebsstätte" umfaßt ferner: 

a) eine Bauausführung oder Montage oder eine damit zusam-
menhängende Aufsichtstätigkeit, wenn die Dauer der Bau-
ausführung, Montage oder Aufsichtstätigkeit sechs Monate 
überschreitet; 

b) das Erbringen von Dienstleistungen, einschließlich von Lei-
stungen auf dem Gebiet der Beratung, durch Angestellte 
oder anderes Personal eines Unternehmens eines Ver-
tragsstaats, wenn diese Tätigkeiten im anderen Vertrags-
staat (für das gleiche oder ein damit zusammenhängendes 
Projekt) länger als insgesamt sechs Monate innerhalb 
eines beliebigen Zwölfmonatszeitraums dauern. 

(4) Ungeachtet der Absätze 1 bis 3 dieses Artikels gelten 
nicht als Betriebsstätten: 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstel-
lung oder Auslieferung von Gütern oder Waren des Unter-
nehmens benutzt werden; 

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Ausliefe-
rung unterhalten werden; 

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zu dem Zweck unterhalten werden, durch 
ein anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu 
werden; 

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen Güter oder 
Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen andere 
Tätigkeiten auszuüben, die vorbereitender A rt  sind oder 
eine Hilfstätigkeit darstellen; 

f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, mehrere der unter den Buchstaben 
a bis e genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, 
daß die sich daraus ergebene Gesamttätigkeit der festen 
Geschäftseinrichtung vorbereitender A rt  ist oder eine Hilfs-
tätigkeit darstellt. 

(5) Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhängigen Ver-
treters im Sinne des Absatzes 6 - für ein Unternehmen tätig 
und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im 
Namen des Unternehmens Verträge abzuschließen, und übt 
sie die Vollmacht do rt  gewöhnlich aus, so wird das Unterneh-
men ungeachtet der Absätze 1 und 2 so behandelt, als habe 
es in diesem Staat für alle von der Person für das Unternehmen 
ausgeübten Tätigkeiten eine Betriebsstätte, es sei denn, diese 
Tätigkeiten beschränken sich auf die in Absatz 4 genannten 
Tätigkeiten, die, würden sie durch eine feste Geschäftseinrich-
tung ausgeübt, diese Einrichtung nach dem genannten Absatz 
nicht zu einer Betriebsstätte machten. 

(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, 
als habe es eine Betriebsstätte in einem Vertragsstaat, weil es 
dort seine  Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder 
einen anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese 
Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
handeln. 

(7) Allein dadurch, daß eine in einem Vertragsstaat ansäs-
sige Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht oder von einer 
Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat 
ansässig ist oder dort  (entweder durch eine Betriebsstätte 
oder auf andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der 
beiden Gesellschaften zur Betriebsstätte der anderen. 

Artikel 6 
Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person aus unbeweglichem Vermögen bezieht, das im ande-
ren Vertragsstaat liegt, können im anderen Staat besteue rt 

 werden. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen" hat die 
Bedeutung, diè ihm nach dem Recht des Vertragsstaats 
zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfaßt in 
jedem Fall das Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das 
lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher 
Betriebe, die Rechte, für die die Vorschriften des Privatrechts 
über Grundstücke gelten, Nutzungsrechte an unbeweglichem 
Vermögen sowie Rechte auf veränderliche oder feste Vergü-
tungen für die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung von 
Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschätzen; 
Schiffe und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Ver-
mögen. 

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmi ttelbaren Nut-
zung, der Vermietung oder Verpachtung sowie jeder anderen 
Art  der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbe-
weglichem Vermögen eines Unternehmens und für Einkünfte 
aus unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung einer selb-
ständigen Arbeit dient. 
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Artikel 7 

Unternehmensgewinne 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats kön-
nen nur in diesem Staat besteuert  werden, es sei denn, das 
Unternehmen übt seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat 
durch eine dort  gelegene Betriebsstätte aus. Übt das Unter-
nehmen seine Tätigkeit auf diese Weise aus, so können die 
Gewinne des Unternehmens im anderen Staat besteuert  wer-
den, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebsstätte zuge-
rechnet werden können. 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Tätig-
keit im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene 
Betriebsstätte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in 
jedem Vertragsstaat dieser Betriebsstätte die Gewinne zuge-
rechnet, die sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche 
oder ähnliche Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedin-
gungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und 
im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebsstätte sie 
ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebsstätte wer-
den die für diese Betriebsstätte entstandenen Aufwendungen, 
einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen Ver-
waltungskosten, zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in 
dem Staat, in dem die Betriebsstätte liegt, oder anderswo ent-
standen sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer 
Betriebsstätte zuzurechnenden Gewinne durch Aufteilung der 
Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile 
zu ermitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, daß dieser Vertrags-
staat die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Auftei-
lung ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muß jedoch der-
art  sein, daß das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels 
übereinstimmt. 

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren 
für das Unternehmen wird einer Betriebsstätte kein Gewinn 
zugerechnet. 

(6) Bei der Anwendung der Absätze 1 bis 5 sind die der 
Betriebsstätte zuzurechnenden Gewinne jedes Jahr auf die-
selbe Art  zu ermitteln, es sei denn, daß ausreichende Gründe 
dafür bestehen anders zu verfahren. 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Arti-
keln dieses Abkommens behandelt werden, so werden die 
Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses 
Artikels nicht berührt. 

Artikel 8 

Seeschiffahrt und Luftfahrt 

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahr-
zeugen im internationalen Verkehr können nur in dem Ver-
tragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der allgemei-
nen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(2) Befindet sich der Ort der allgemeinen Geschäftsleitung 
eines Unternehmens der Seeschiffahrt an Bord eines Schiffes, 
so gilt er als in dem Vertragsstaat gelegen, in dem der Heimat-
hafen des Schiffes liegt, oder, wenn kein Heimathafen vorhan-
den ist, in dem Vertragsstaat, in dem die Person ansässig ist, 
die das Schiff betreibt. 

(3) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an 
einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft oder einer internatio-
nalen Betriebsstelle. 

Artikel 9 

Verbundene Unternehmen 

Wenn 

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder 
mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem 

Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats 
beteiligt ist oder 

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der 
Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines 
Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unterneh-
mens des anderen Vertragsstaats beteiligt sind 

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kauf-
männischen oder finanziellen Beziehungen an vereinbarte 
oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen 
abweichen, die unabhängige Unternehmen miteinander ver-
einbaren würden, dürfen die Gewinne, die eines der Unterneh-
men ohne diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser 
Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses 
Unternehmens zugerechnet und entsprechend besteuert 
werden. 

Artikel 10 

Dividenden 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Gesellschaft an eine im anderen Vertragsstaat ansässige 
Person zahlt, können im anderen Staat besteue rt  werden. 

(2) Diese Dividenden können jedoch auch in dem Vertrags-
staat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansäs-
sig ist, nach dem Recht dieses Staates besteue rt  werden; die 
Steuer darf aber, wenn der Empfänger der Dividenden der Nut-
zungsberechtigte ist, 10 vom Hundert des Bruttobetrags der 
Dividenden nicht übersteigen. Dieser Absatz berührt nicht die 
Besteuerung der Gesellschaft in bezug auf die Gewinne, aus 
denen die Dividenden gezahlt werden. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck ,,Dividen-
den" bedeutet Einkünfte aus Aktien, Kuxen, Gründeranteilen 
oder anderen Rechten - ausgenommen Forderungen - mit 
Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen 
stammende Einkünfte, die nach dem Recht des Staates, in 
dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Ein-
künften aus Aktien steuerlich gleichgestellt sind. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in-
einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte im ande-
ren Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesell-
schaft ansässig ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort 
gelegene Betriebsstätte oder eine selbständige Arbeit durch 
eine dort  gelegene feste Einrichtung ausübt und die Beteili-
gung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu 
dieser Betriebsstätte oderfesten Einrichtung gehört. In diesem 
Fall ist Artikel 7 bzw. Artikel 14 anzuwenden. 

(5) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesell-
schaft Gewinne oder Einkünfteaus dem anderen Vertrags-
staat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesell-
schaft gezahlten Dividenden besteuern, es sei denn, daß diese 
Dividenden an eine im anderen Staat ansässige Person 
gezahlt werden oder daß die Beteiligung, für die die Dividenden 
gezahlt werden, tatsächlich zu einer im anderen Staat gelege-
nen Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehört, noch 
Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für nichtausgeschüt-
tete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividen-
den oder die nichtausgeschütteten Gewinne ganz oder teil-
weise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder Einkünf-
ten bestehen. 

Artikel 11 

Zinsen 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an 
eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person gezahlt wer-
den, können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Zinsen können jedoch auch in dem Vertragsstaat, 
aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses Staates 
besteuert  werden; die Steuer darf aber, wenn der Empfänger 
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der Zinsen der Nutzungsberechtigte ist, 10 vom Hundert des 
Bruttobetrags der Zinsen nicht übersteigen. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 sind Zinsen, die 

a) aus der Bundesrepublik Deutschland stammen, von der 
deutschen Steuer befreit, wenn sie gezahlt werden: 

aa) an die Regierung der Volksrepublik China, 

bb) an die Volksbank von China, die Landwirtschaftsbank 
von China, die Volksaufbaubank von China, die Invest-
mentbank von China und die Industrie- und Handels-
bank von China, 

cc) auf Grund eines Darlehens, das unmittelbar durch die 
Bank von China oder die Chinesische Internationale 
Treuhand- und Investitionsgesellschaft verbürgt oder 
finanziert ist oder 

dd) an ein staatliches Kreditinstitut der Regierung der 
Volksrepublik China, wenn sich die zuständigen 
Behörden beider Staaten darüber einigen; 

b) aus der Volksrepublik China stammen, von der chinesi-
schen Steuer befreit, wenn sie gezahlt werden: 

aa) an die Regierung der Bundesrepublik Deutschland, 

bb) an die Deutsche Bundesbank, die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau oder die Deutsche Finanzierungsge-
sellschaft für Beteiligungen in Entwicklungsländern, 

cc) für ein Darlehen, das unmittelbar von der Hermes 
Deckung verbürgt oder finanziert ist oder 

dd) an ein staatliches Kreditinstitut der Bundesregierung, 
wenn sich die zuständigen Behörden beider Staaten 
darüber einigen. 

(4) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zinsen" 
bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder Art, auch wenn die 
Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert 
oder mit einer Beteiligung am Gewinn des Schuldners ausge-
stattet sind, und insbesondere Eindkünfte aus öffentlichen 
Anleihen und aus Obligationen einschließlich der damit ver-
bundenen Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen. 
Zuschläge für verspätete Zahlung gelten nicht als Zinsen im 
Sinne dieses Artikels. 

(5) Die Absätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, wenn der in 
einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte im ande-
ren Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine gewerb-
liche Tätigkeit durch eine do rt  gelegene Betriebsstätte oder 
eine selbständige Arbeit durch eine dort  gelegene feste Ein-
richtung ausübt und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt, 
werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte oder festen Ein-
richtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise 
Artikel 14 anzuwenden. 

(6) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stam-
mend, wenn der Schuldner dieser Staat selbst, eine seiner 
Gebietskörperschaften oder eine in diesem Staat ansässige 
Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht 
darauf, ob er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in 
einem Vertragsstaat eine Betriebsstätte oder eine feste Ein-
richtung und ist die Schuld, für die die Zinsen gezahlt werden, 
für Zwecke der Betriebsstätte oder der festen Einrichtung ein-
gegangen worden und trägt die Betriebsstätte oder die feste 
Einrichtung die Zinsen, so gelten die Zinsen als aus dem Staat 
stammend, in dem die Betriebsstätte oder die feste Einrichtung 
liegt. 

(7) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungs-
berechtigten oder zwischen jedem von ihnen und einem Drit-
ten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Zin-
sen, gemessen an der zugrundeliegenden Forderung, den 
Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf 
den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der 
übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertrags

-

staats und unter Berücksichtigung der anderen Bestimmun-
gen dieses Abkommens besteue rt  werden. 

Artikel 12 

Lizenzgebühren 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen 
und an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person 
gezahlt werden, können im anderen Staat besteuert  werden. 

(2) Diese Lizenzgebühren können jedoch auch in dem Ver-
tragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses 
Staates besteue rt  werden; die Steuer darf aber, wenn der 
Empfänger der Lizenzgebühren der Nutzungsberechtigte ist, 
10 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebühren nicht 
übersteigen. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Lizenzge-
bühren" bedeutet Vergütungen jeder A rt , die für die Benutzung 
oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an lite-
rarischen, künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, 
einschließlich kinematographischer Filme und Filme oder 
Bandaufzeichnungen für Rundfunk und Fernsehen, von Paten-
ten, Marken, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen For-
meln oder Verfahren oder für die Benutzung oder das Recht auf 
Benutzung gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaft-
licher Ausrüstungen oder für die Mitteilung gewerblicher, kauf-
männischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt wer-
den. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in 
einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte im ande-
ren Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, eine 
gewerbliche Tätigkeit durch eine dort  gelegene Betriebsstätte 
oder eine selbständige Arbeit durch eine dort  gelegene feste 
Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für 
die die Lizenzgebühren gezahlt werden, tatsächlich zu dieser 
Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall 
ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(5) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertragsstaat 
stammend, wenn der Schuldner dieser Staat selbst, eine sei-
ner Gebietskörperschaften oder eine in diesem Staat ansäs-
sige Person ist. Hat aber der Schuldner der Lizenzgebühren, 
ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat ansässig 
ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebsstätte oder 
eine feste Einrichtung und ist die Verpflichtung zur Zahlung der 
Lizenzgebühren für Zwecke der Betriebsstätte oder der festen 
Einrichtung eingegangen worden und trägt die Betriebsstätte 
oder die feste Einrichtung die Lizenzgebühren, so gelten die 
Lizenzgebühren als aus dem Staat stammend, in dem die 
Betriebsstätte oder die feste Einrichtung liegt. 

(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungs-
berechtigten oder zwischen jedem von ihnen und einem Drit-
ten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die 
Lizenzgebühren, gemessen an der zugrundeliegenden Lei-
stung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter 
ohne diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Arti-
kel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall 
kann der übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden 
Vertragsstaats und unter Berücksichtigung der anderen 
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert  werden. 

Artikel 13 

Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen 

(1 ) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Per-
son aus der Veräußerung unbeweglichen Vermögens im Sinne 
des Artikels 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, kön-
nen im anderen Staat besteuert  werden. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, 
das Betriebsvermögen einer Betriebsstätte ist, die ein Unter-
nehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, 
oder das zu einer festen Einrichtung gehört, die einer in einem 
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Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung einer selb-
ständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfügung 
steht, einschließlich dera rt iger Gewinne, die bei der Veräuße-
rung einer solchen Betriebsstätte (allein oder mit dem übrigen 
Unternehmen) oder einer solchen festen Einrichtung erzielt 
werden, können im anderen Staat besteuert  werden. 

(3) Gewinne aus der Veräußerung von Seeschiffen oder 
Luftfahrzeugen, die im internationalen Verkehr betrieben wer-
den, und von beweglichem Vermögen, das dem Betrieb dieser 
Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, können nur in dem Vertrags-
staat besteuert  werden, in dem sich der Ort der allgemeinen 
Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(4) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Per-
son aus der Veräußerung von anderen als den in den Absätzen 
1 bis 3 genannten Vermögenswerten erzielt, die sich im ande-
ren Vertragsstaat befinden, können im anderen Staat besteu-
ert werden. 

Artikel 14 
Selbständige Arbeit 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person aus einem freien Beruf oder aus sonstiger selbständi-
ger Tätigkeit bezieht, können nur in diesem Staat besteue rt 

 werden. Diese Einkünfte können jedoch im anderen Vertrags-
staat besteue rt  werden, 

a) wenn die Person im anderen Vertragsstaat für die Aus-
übung ihrer Tätigkeit gewöhnlich über eine feste Einrich-
tung verfügt, jedoch nur insoweit, als die Einkünfte dieser 
festen Einrichtung zugerechnet werden können, oder 

b) wenn die Person sich im anderen Vertragsstaat insgesamt 
länger als 183 Tage während des Kalenderjahrs aufhält, 
jedoch nur insoweit, als die Einkünfte der Tätigkeit in 
diesem Staat zugerechnet werden können. 

(2) Der Ausdruck „freier Beruf" umfaßt insbesondere die 
selbständig ausgeübte wissenschaftliche, literarische, künst-
lerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit sowie die 
selbständige Tätigkeit der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure, 
Architekten, Zahnärzte und Buchsachverständigen. 

Artikel 15 

Unselbständige Arbeit 
(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18, 19, 20 und 21 können 

Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, die eine in einem 
Vertragsstaat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit 
bezieht, nur in diesem Staat besteuert  werden, es sei denn, die 
Arbeit wird im anderen Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit 
dort  ausgeübt, so können die dafür bezogenen Vergütungen 
im anderen Staat besteuert  werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person für eine im 
anderen Vertragsstaat - ausgeübte unselbständige Arbeit 
bezieht, nur im erstgenannten Staat besteuert  werden, wenn 

a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht län-
ger als 183 Tage während des betreffenden Kalenderjahrs 
aufhält und 

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen 
Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im anderen Staat 
ansässig ist, und 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebsstätte oder einer 
festen Einrichtung getragen werden, die der Arbeitgeber im 
anderen Staat hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses 
Artikels können Vergütungen für unselbständige Arbeit, die an 
Bord eines Seeschiffs oder Luftfahrzeugs, das im internationa-
len Verkehr betrieben wird, ausgeübt wird, in dem Vertrags-
staat besteuert  werden, in dem sich der Ort der allgemeinen 
Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

Artikel 16 
Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnli-
che Zahlungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder 
Verwaltungsrats einer Gesellschaft bezieht, die im anderen 
Vertragsstaat ansässig ist, können im anderen Staat besteu-
ert werden. 

Artikel 17 
Künstler und Sportler 

(1) Ungeachtet der Artikel 14 und 15 können Einkünfte, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person als Künstler, 
wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie 
Musiker, oder als Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat 
persönlich ausgeübten Tätigkeit bezieht, im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder 
Sportler in dieser Eigenschaft persönlich ausgeübten Tätigkeit 
nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer ande-
ren Person zu, so können diese Einkünfte ungeachtet der Arti-
kel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat besteue rt  werden, in 
dem der Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 

(3) Ungeachtet der Absätze 1 und 2 können Einkünfte, die 
ein in einem Vertragsstaat ansässiger Künstler oder Spo rtler 
aus einer Tätigkeit im anderen Vertragsstaat im Rahmen des 
zwischen den Regierungen der beiden Vertragsstaaten ver-
einbarten Kulturaustausches bezieht, im anderen Staat nicht 
besteuert  werden. 

Artikel 18 
Ruhegehälter 

Vorbehaltlich des Artikels 19 Absah 2 können Ruhegehälter 
und ähnliche Vergütungen, die einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person für frühere unselbständige Arbeit gezahlt 
werden, nur in diesem Staat besteue rt  werden. 

Artikel 19 
Öffentlicher Dienst 

(1) a) Vergütungen, ausgenommen Ruhegehälter, die von 
einem Vertragsstaat, einer seiner Gebietskörperschaften oder 
einem ihrer Organe an eine natürliche Person für die diesem 
Staat, der Gebietskörperschaft oder dem Organ geleisteten 
Dienste gezahlt werden, können nur in diesem Staat besteue rt 

 werden. 

b) Diese Vergütungen können jedoch nur im anderen 
Vertragsstaat besteuert  werden, wenn die Dienste in diesem 
Staat geleistet werden und die natürliche Person in diesem 
Staat ansässig ist und 

aa) ein Staatsangehöriger dieses Staates ist oder 

bb) nicht ausschließlich deshalb in diesem Staat ansässig 
geworden ist, um die Dienste zu leisten. 

(2) a) Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat, einer 
seiner Gebietskörperschaften oder einem ihrer Organe an eine 
natürliche Person für die diesem Staat, der Gebietskörper-
schaft oder dem Organ geleisteten Dienste gezahlt werden, 
können nur in diesem Staat besteue rt  werden. 

b) Diese Ruhegehälter können jedoch nur im anderen 
Vertragsstaat besteuert  werden, wenn die natürliche Person in 
diesem Staat ansässig ist und ein Staatsangehöriger dieses 
Staates ist. 

(3) Auf Vergütungen und Ruhegehälter für Dienstleistungen, 
die im Zusammenhang mit einer gewerblichen Tätigkeit eines 
Vertragsstaats oder einer seiner Gebietskörperschaften 
erbracht werden, sind die Artikel 15, 16, 17 und 18 anzuwen-
den. 
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Artikel 20 

Lehrer und Forscher  

(1) Ein Lehrer oder Forscher, der in einem Vertragsstaat 
ansässig ist oder, unmittelbar bevor er sich in den anderen 
Vertragsstaat begab, in dem erstgenannten Staat ansässig 
war und der sich in dem anderen Vertragsstaat höchstens drei 
Jahre lang zwecks fortgeschrittener Studien oder For-
schungsarbeiten oder zwecks Ausübung einer Lehrtätigkeit an 
einer Universität, Hochschule, Schule, anderen Lehranstalt 
oder einem Forschungsinstitut aufhält, ist in dem anderen 
Staat mit allen für diese Tätigkeit bezogenen Vergütungen von 
der Steuer befreit. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf Einkünfte aus For-
schung, wenn die Forschung nicht im öffentlichen Interesse, 
sondern vorwiegend für den privaten Nutzen einer bestimmten 
Person oder bestimmter Personen betrieben wird. 

Artikel 21 

Studenten und andere 
in der Ausbildung stehende Personen 

Ein Student, Lehrling oder Praktikant, der in einem Vertrags-
staat ansässig ist oder, unmittelbar bevor er sich in den ande-
ren Vertragsstaat begab, in dem erstgenannten Staat ansäs-
sig war und der sich in dem anderen Staat lediglich zum Stu-
dium oder zur Ausbildung aufhält, ist in dem anderen Staat mit 
den folgenden Zahlungen von der Steuer befreit: 

a) mit allen für seinen Unterhalt, sein Studium oder seine Aus-
bildung bestimmten Zahlungen seitens Personen, die 
außerhalb des anderen Staates ansässig sind, und 

b) mit allen Stipendien, Zuschüssen oder Unterhaltsbeiträ-
gen, die von staatlichen, mildtätigen, wissenschaftlichen, 
kulturellen oder pädagogischen Organisationen für seinen 
Unterhalt, sein Studium oder seine Ausbildung gezahlt wer-
den, und 

c) während der Dauer von insgesamt höchstens 5 Jahren mit 
Vergütungen bis zu 6 000,- DM oder deren Gegenwert in 
chinesischer Währung je Kalenderjahr für Arbeit, die er im 
anderen Vertragsstaat ausübt, um die Mittel für seinen 
Unterhalt, sein Studium oder seine Ausbildung zu ergän-
zen. 

Artikel 22 

Andere Einkünfte 

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Per-
son, die in den vorstehenden Artikeln nicht behandelt wurden, 
können nur in diesem Staat besteue rt  werden. 

(2) Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche aus unbe-
weglichem Vermögen im Sinne des Artikels 6 Absatz 2 nicht 
anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Empfänger im anderen Vertragsstaat eine gewerbliche Tätig-
keit durch eine dort  gelegene Betriebsstätte oder eine selb-
ständige Arbeit durch eine do rt  gelegene feste Einrichtung 
ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Ein-
künfte gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte 
oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(3) Ungeachtet der Absätze 1 und 2 können Einkünfte einer 
in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die in den vorste-
henden Artikeln nicht behandelt wurden, auch in dem anderen 
Vertragsstaat besteue rt  werden, wenn sie aus diesem Staat 
stammen. 

Artikel 23 

Vermögen 

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6, das 
einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person gehört und im 
anderen Vertragsstaat liegt, kann im anderen Staat besteue rt 

 werden. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer 
Betriebsstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats 
im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrich-
tung gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Per-
son für die Ausübungen einer selbständigen Arbeit im anderen 
Vertragsstaat zur Verfügung steht, kann im anderen Staat 
besteuert werden. 

(3) Seeschi ffe und Luftfahrzeuge, die im internationalen Ver-
kehr betrieben werden, sowie bewegliches Vermögen, das 
dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, können 
nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort 
der allgemeinen Geschäftsleitung des Unternehmens befin-
det. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertrags-
staat ansässigen Person können nur in diesem Staat besteu-
ert werden. 

Artikel 24 

Befreiung von der Doppelbesteuerung 

(1) Bei einer in der Volksrepublik China ansässigen Person 
wird die Doppelbesteuerung wie folgt behoben: 

a) Die in Übereinstimmung mit diesem Abkommen von Ein-
künften aus der Bundesrepublik Deutschland erhobene 
deutsche Steuer wird auf die von dieser Person in der 
Volksrepublik China zu zahlende chinesische Steuer ange-
rechnet. Die anzurechnende deutsche Steuer darf aber 
nicht den Betrag an chinesischer Steuer übersteigen, der 
nach den steuerlichen Vorschriften der Volksrepublik 
China auf diese Einkünfte entfällt. 

b) Sofern es sich bei diesen Einkünften um Dividenden han-
delt, die eine in der Bundesrepublik Deutschland ansässige 
Gesellschaft an eine in der Volksrepublik China ansässige 
Gesellschaft zahlt, der mindestens 10 vom Hundert des 
Kapitals der erstgenannten Gesellschaft gehört, wird auf 
die hiervon in der Volksrepublik China erhobene Steuer die 
von der erstgenannten Gesellschaft gezahlte Steuer ange-
rechnet, soweit sie auf diese Einkünfte entfällt. 

(2) Bei einer in der Bundesrepublik Deutschland ansässigen 
Person wird die Doppelbesteuerung wie folgt behoben: 

a) Soweit nicht Buchstabe b anzuwenden ist, werden von der 
Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer die Einkünfte 
aus der Volksrepublik China sowie die in der Volksrepublik 
China gelegenen Vermögenswerte ausgenommen, die 
nach diesem Abkommen in der Volksrepublik China 
besteuert  werden können. Die Bundesrepublik Deutsch-
land kann aber die so ausgenommenen Einkünfte und Ver-
mögenswerte bei der Festsetzung des Steuersatzes 
berücksichtigen. 

Auf Dividenden sind die vorstehenden Bestimmungen nur 
dann anzuwenden, wenn die Dividenden an eine in der 
Bundesrepublik Deutschland ansässige Gesellschaft 
(jedoch nicht an eine Personengesellschaft) von einer in 
der Volksrepublik China ansässigen Gesellschaft gezahlt 
werden, deren Kapital zu mindestens 10 vom Hundert 
unmittelbar der deutschen Gesellschaft gehört. 

Für die Zwecke der Steuern vom Vermögen werden von der 
Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer ebenfalls 
Beteiligungen ausgenommen, deren Dividenden, falls sol-
che gezahlt werden, nach dem vorhergehenden Satz von 
der Steuerbemessungsgrundlage auszunehmen wären. 

b) Auf die von den nachstehenden Einkünften aus der Volks-
republik China zu erhebende deutsche Einkommensteuer 
und Körperschaftsteuer wird unter Beachtung der Vor-
schriften des deutschen Steuerrechts über die Anrechnung 
ausländischer Steuern die chinesische Steuer angerech-
net, die nach chinesischem Recht und in Übereinstimmung 
mit diesem Abkommen gezahlt worden ist für 
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aa) Dividenden, die nicht unter Buchstabe a fallen; 

bb) Zinsen; 

cc) Lizenzgebühren; 

dd) Einkünfte, auf die Artikel 13 Absatz 4 Anwendung fin-
det; 

ee) Vergütungen, auf die Artikel 16 Anwendung findet; 

ff) Einkünfte, auf die Artikel 17 Anwendung findet; 

gg) Einkünfte, auf die Artikel 22 Absatz 3 Anwendung fin-
det. 

c) Bei der Anwendung von Buchstabe b gelten als anzurech-
nende chinesische Steuer: 

aa) im Fall der unter Buchstabe b Doppelbuchstabe aa 
genannten Dividenden: 
10 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden; 

bb) im Fall der unter Buchstabe b Doppelbuchstaben bb 
und cc genannten Zinsen und  Lizenzgebühren jeweils 
15 vom Hundert des Bruttobetrags dieser Zahlungen. 

Artikel 25 

Gleichbehandlung 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im ande-
ren Vertragsstaat keiner Besteuerung oder damit zusammen-
hängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders 
oder belastender ist als die Besteuerung und die damit zusam-
menhängenden Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des 
anderen Staates unter gleichen Verhältnissen unterworfen 
sind oder unterworfen werden können. Diese Bestimmung gilt 
ungeachtet des Artikels 1 auch für Personen, die in keinem 
Vertragsstaat ansässig sind. 

(2) Die Besteuerung einer Betriebsstätte, die ein Unterneh-
men eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, darf 
im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung 
von Unternehmen des anderen Staates, die die gleiche Tätig-
keit ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als 
verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen Vertrags-
staat ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -vergünstigun-
gen und -ermäßigungen auf Grund des Personenstandes oder 
der Familienlasten oder sonstiger persönlicher Umstände zu 
gewähren, die er nur seinen ansässigen Personen gewährt. 

(3) Sofern nicht Artikel 9, Artikel 11 Absatz 7 oder Artikel 12 
Absatz 6 anzuwenden ist, sind Zinsen, Lizenzgebühren und 
andere Entgelte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats an 
eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, bei der 
Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses Unterneh-
mens unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine 
im erstgenannten Staat ansässige Person zum Abzug zuzu-
lassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unterneh-
men eines Vertragsstaats gegenüber einer im anderen Ver-
tragsstaat ansässigen Person hat, bei-der Ermittlung des steu-
erpflichtigen Vermögens dieses Unternehmens unter den glei-
chen Bedingungen wie Schulden gegenüber einer im erstge-
nannten Staat ansässigen Person zum Abzug zuzulassen. 

(4) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz 
oder teilweise unmittelbar oder mittelbar einer im anderen Ver-
tragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen Perso-
nen gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen im erstge-
nannten Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhän-
genden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder 
belastender ist als die Besteuerung und die damit zusammen-
hängenden Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unter-
nehmen des erstgenannten Staates unterworfen sind oder 
unterworfen werden können. 

(5) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern 
jeder Art . 

Artikel 26 

Verständigungsverfahren 

(1) Ist eine Person der Auffassung, daß Maßnahmen eines 
Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten für sie zu einer 
Besteuerung führen oder führen werden, die diesem Abkom-
men nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem 
innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechts-
mittel ihren Fall der zuständigen Behörde des Vertragsstaats, 
in dem sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 25 
Absatz 1 erfaßt wird, der zuständigen Behörde des Vertrags-
staats unterbreiten, dessen Staatsangehöriger sie ist. Der Fall 
muß innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der 
Maßnahme unterbreitet werden, die zu einer dem Abkommen 
nicht entsprechenden Besteuerung führt. 

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begrün-
det und ist sie selbst nicht in der Lage, eine befriedigende 
Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall 
durch Verständigung mit der zuständigen Behörde des ande-
ren Vertragsstaats so zu regeln, daß eine dem Abkommen 
nicht entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die Ver-
ständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des inner-
staatlichen Rechts der Vertragsstaaten durchzuführen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden 
sich bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei der Aus-
legung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in 
gegenseitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch 
gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in 
Fällen vermieden werden kann, die im Abkommen nicht behan-
delt sind. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können 
zur Herbeiführung einer Einigung im Sinne der vorstehenden 
Absätze unmittelbar miteinander verkehren. 

Artikel 27 

Informationsaustausch 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tau-
schen die Informationen aus, die zur Durchführung dieses 
Abkommens erforderlich sind. Alle Informationen, die ein Ver-
tragsstaat erhalten hat, sind ebenso geheimzuhalten wie die 
auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates 
beschafften Informationen und dürfen nur den Personen oder 
Behörden (einschließlich der Gerichte und der Verwaltungs-
behörden) zugänglich gemacht werden, die mit der Veranla-
gung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung 
oder mit der Entscheidung von Rechtsbehelfen und Rechtsmit-
teln hinsichtlich der unter das Abkommen fallenden Steuern 
befaßt sind. Diese Personen oder Behörden dürfen die Infor-
mationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die 
Informationen in einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder in 
einer Gerichtsentscheidung offenlegen. 

(2) Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen 
Vertragsstaat, 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den 
Gesetzen und der Verwaltunspraxis dieses oder des ande-
ren Vertragsstaats abweichen; 

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im 
üblichen Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen 
Vertragsstaats nicht beschafft werden können; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Gewerbe-, 
Industrie-, Geschäfts- oder Berufsgeheimnis oder ein 
Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren Ertei-
lung der öffentlichen Ordnung widerspräche. 

Artikel 28 

Diplomaten und Konsularbeamte 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, 
die den Mitgliedern diplomatischer Missionen und konsulari- 
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scher Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des Völker-
rechts oder auf Grund besonderer Übereinkünfte zustehen. 

Artikel 29 
Berlin-Klausel 

Dieses Abkommen gilt im Einklang mit der bestehenden 
Lage auch für Berlin (West). 

Artikel 30 
Inkrafttreten 

Dieses Abkommen tritt am dreißigsten Tag nach dem Tag in 
Kraft, an dem beide Regierungen einander notifiziert haben, 
daß die erforderlichen innerstaatlichen gesetzlichen Voraus-
setzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind. Es ist anzuwenden: 

a) auf die im Abzugsweg erhobenen Steuern von Dividenden, 
die am 1. Januar 1985 oder später gezahlt werden; 

b) auf die im Abzugsweg erhobenen Steuern von Zinsen und 
Lizenzgebühren, die am 1. Juli 1985 oder später gezahlt 
werden; 

c) auf die sonstigen Steuern, die für die am 1. Januar 1985 
oder später beginnenden Steuerjahre erhoben werden. 

Artikel 31 
Außerkrafttreten 

'Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, 
jedoch kann jeder der Vertragsstaaten bis zum dreißigsten 
Juni eines jeden Kalenderjahrs nach Ablauf von fünf Jahren, 
vom Tag des Inkrafttretens an gerechnet, das Abkommen 
gegenüber dem anderen Vertragsstaat auf diplomatischem 
Weg schriftlich kündigen; in diesem Fall ist das Abkommen 
nicht mehr anzuwenden 

a) auf die im Abzugsweg erhobenen Steuern von Dividenden, 
Zinsen und Lizenzgebühren, die am 1. Januar des dem 
Kündigungsjahr folgenden Jahres oder später gezahlt wer-
den; 

b) auf die sonstigen Steuern für die Steuerjahre, die am 
1. Januar des dem Kündigungsjahr folgenden Jahres oder 
später beginnen. 

Geschehen zu Bonn am 10. Juni 1985, in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und chinesischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
Hans-Dietrich Genscher 
Gerhard Stoltenberg 

Für die Volksrepublik China 
Zhao Ziyang 
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Protokoll 

Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Volksrepublik China 

haben anläßlich der Unterzeichnung des Abkommens zwi-
schen den beiden Staaten zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen die nachstehenden Bestimmungen vereinbart, 
die Bestandteil des Abkommens sind: 

(1) Zu Artikel 7: 

a) Einer Bauausführung oder Montage dürfen in dem Ver-
tragsstaat, in dem sich die Betriebsstätte befindet, nur sol-
che Einkünfte zugerechnet werden, die ein Ergebnis dieser 
Tätigkeiten selbst sind. Werden im Zusammenhang mit 
diesen Tätigkeiten oder davon unabhängig von der Haupt-
betriebsstätte oder einer anderen Betriebsstätte des 
Unternehmens oder einer dritten Person Maschinen oder 
Anlagen geliefert, so wird der Wert dieser Lieferungen den 
Einkünften der Bauausführung oder Montage nicht zuge-
rechnet. 

b) Einkünfte, die auf Planungs-, Projektierungs-, Konstruk-
tions- oder Forschungsarbeiten sowie technische Dienst-
leistungen entfallen, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person in diesem Vertragsstaat erbringt und die 
im Zusammenhang mit einer im anderen Vertragsstaat 
unterhaltenen Betriebsstätte stehen, werden dieser 
Betriebsstätte nicht zugerechnet. 

c) Ungeachtet des Absatzes 3 wird kein Abzug für Beträge 
zugelassen, die von der Betriebsstätte (außer zur Erstat-
tung tatsächlicher Ausgaben) an die Hauptbetriebsstätte 
oder eine andere Betriebsstätte des Unternehmens gezahlt 
werden in Form von 

aa) Lizenzgebühren, Gebühren oder anderen ähnlichen 
Zahlungen als Gegenleistung für die Benutzung von 
Patenten oder anderen Rechten, 

bb) Provisionen für besondere Dienstleistungen oder 
Geschäftsleitung und 

cc) Zinsen auf Geldbeträge, die der Betriebsstätte gelie-
hen worden sind, soweit es sich nicht um Bankinstitute 
handelt. 

(2) Zu Artikel 8: 
Dieses Abkommen läßt die Regelungen in Artikel 8 des zwi-
schen beiden Vertragsstaaten geschlossenen Abkommens 
über den Seeverkehr vom 31. Oktober 1975 und im' Noten-
wechsel der Regierungen beider Vertragsstaaten über die 
Besteuerung der beiderseitigen Luftfahrtunternehmen vom 
27. 2./14. 3. 1980 unberührt. 

(3) Zu Artikel 10: 
a) Solange in einem Vertragsstaat der Körperschaftsteuer-

satz für ausgeschüttete Gewinne niedriger ist als für nicht 
ausgeschüttete Gewinne und der Unterschied zwischen 
beiden Sätzen 15 Punkte oder mehr beträgt, darf bei Divi-
denden, die eine in diesem Staat ansässige Gesellschaft 

an eine in dem anderen Vertragsstaat ansässige Person 
zahlt, ungeachtet des Absatzes 2 die Steuer 15 vom Hun-
dert des Bruttobetrags der Dividenden nicht übersteigen. 

b) Der in Absatz 3 verwendete Ausdruck „Dividenden" umfaßt 
außerdem Einkünfte eines stillen Gesellschafters aus sei-
ner Beteiligung als stiller Gesellschafter und Ausschüttun-
gen auf Anteilscheine an einem Investmentvermögen. 

(4) Zu den Artikeln 10 und 11: 
Ungeachtet der Bestimmungen dieser Artikel können Dividen

-
den und Zinsen in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, 
nach dem Recht dieses Staates besteue rt  werden, wenn sie 

a) auf Rechten oder Forderungen mit Gewinnbeteiligung (ein-
schließlich der Einkünfte eines stillen Gesellschafters aus 
seiner Beteiligung oder aus partiarischen Darlehen oder 
Gewinnobligationen im Sinne des Steuerrechts der Bun-
desrepublik Deutschland) beruhen und 

b) bei der Gewinnermittlung des Schuldners der Dividenden 
oder Zinsen abzugsfähig sind. 

(5) Zu Artikel 12:  
Bei Lizenzgebühren, die für die Benutzung oder das Recht auf 
Benutzung gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaft-
licher Ausrüstungen gezahlt werden, gilt als Bemessungs-
grundlage für die Anwendung des in Absatz 2 vorgesehenen 
Vomhundertsatzes 70 vom Hundert des Bruttobetrags dieser 
Zahlungen. 

(6) Zu Artikel 24 Absatz 2: 
a) Verwendet eine in der Bundesrepublik Deutschland an-

sässige Gesellschaft Einkünfte aus Quellen innerhalb 
der Volksrepublik China zur Ausschüttung, so schließt Ab-
satz 2 die Herstellung der Ausschüttungsbelastung nach 
den Vorschriften des deutschen Steuerrechts nicht aus. 

b) Auf die Gewinne einer Betriebsstätte, auf das bewegliche 
und unbewegliche Vermögen, das Betriebsvermögen einer 
Betriebsstätte darstellt, und auf die Gewinne aus der Ver-
äußerung dieses Vermögens, auf die von einer Gesell-
schaft gezahlten Dividenden und auf die Beteiligung an 
einer Gesellschaft, sind die Bestimmungen des Absatzes 2 
Buchstaben a und c nur anzuwenden, wenn die in der Bun-
desrepublik Deutschland ansässige Person nachweist, daß 
die Einnahmen der Betriebsstätte oder Gesellschaft aus-
schließlich oder fast ausschließlich stammen 

aa) aus einer der folgenden in der Volksrepublik China 
ausgeübten Tätigkeiten: 
Herstellung oder Verkauf von Gütern oder Waren, 
technische Beratung oder technische Dienstleistung 
oder Bank- oder Versicherungsgeschäfte oder 

bb) aus Dividenden, die von einer oder mehreren in der 
Volksrepublik China ansässigen Gesellschaften 
gezahlt werden, deren Kapital zu mehr als 25 vom 
Hundert der erstgenannten Gesellschaft gehört und 
die ihre Einkünfte wiederum ausschließlich oder fast 
ausschließlich aus einer der folgenden in der Volks-
republik China ausgeübten Tätigkeiten beziehen: Her- 
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stellung oder Verkauf von Gütern oder Waren, techni-
sche Beratung oder technische Dienstleistung oder 
Bank- oder Versicherungsgeschäfte. 

Sind die Bestimmungen des Absatzes 2 Buchstaben a und c 
nicht anzuwenden, so ist die chinesische Steuer, die nach dem 
Recht der Volksrepublik China und in Übereinstimmung mit 
diesem Abkommen von den vorbezeichneten Einkünften und 
Vermögenswerten erhoben wird, nach Maßgabe der Vorschrif-
ten des deutschen Steuerrechts über die Anrechnung auslän-
discher Steuern auf die deutsche Einkommen- oder Körper-
schaftsteuer, die von diesen Einkünften erhoben wird, oder auf 

die deutsche Vermögensteuer, die von diesen Vermögenswer-
ten erhoben wird, anzurechnen. 

(7) Zu Artikel 27: 

Es besteht Einvernehmen darüber, daß das deutsche Steuer-
recht zur Verhinderung von Steuerhinterziehungen unter 
bestimmten Voraussetzungen auf Ersuchen eine Übermittlung 
von Auskünften vorsieht und daß es möglich ist, der zuständi-
gen Behörde in der Volksrepublik China ungeachtet des 
genannten Artikels Auskünfte auf Grund dieser Vorschriften zu 
erteilen. 

Geschehen zu Bonn am 10. Juni 1985, in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und chinesischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
Hans-Dietrich Genscher 
Gerhard Stoltenberg 

Für die Volksrepublik China 
Zhao Ziyang 
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Denkschrift zum Abkommen 

1. Allgemeines 
Mit dem am 10. Juni 1985 in Bonn unterzeichneten 
Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Volksrepublik China wird die letzte große Lücke des 
deutschen Abkommensnetzes im ostasiatischen Raum 
geschlossen. Gleichzeitig soll damit auch auf steuer-
lichem Gebiet der in den letzten Jahren immer größer 
gewordenen wi rtschaftlichen Bedeutung der Volks- 
republik China und dem entsprechend gestiegenen bei-
derseitigen Wirtscha ftsverkehr Rechnung getragen 
werden. 

Das Abkommen stellt die wirtschaftlichen Beziehungen 
zwischen beiden Staaten auf eine feste steuerliche 
Grundlage mit dem Ziel einer weiteren Vertiefung und 
Ausweitung. Es beschränkt sich dabei nicht auf eine 
bloße Vermeidung der Doppelbesteuerung, sondern 
sieht gleichzeitig Anreize für Investitionen in der Volks-
republik China und für den Technologietransfer dorthin 
vor. Dies geschieht einerseits dadurch, daß die chinesi-
sche Quellenbesteuerung auf ein vertretbares Maß 
abgesenkt wird, und andererseits dadurch, daß chinesi-
sche Einkünfte und Vermögenswerte deutscher Unter-
nehmen entweder von der deutschen Besteuerung 
freigestellt oder durch Anrechnung der chinesischen 
Quellensteuer - unter gleichzeitiger Aufrechterhaltung 
dem Investor in der Volksrepublik China eingeräumter 
Steuervorteile - ermäßigt besteuert werden. 

In seinem Aufbau und Inhalt folgt das Abkommen im 
wesentlichen den von der Bundesrepublik Deutschland 
in neuerer Zeit mit Entwicklungsländern abgeschlosse-
nen Verträgen dieser A rt  und damit im weiteren Sinn 
auch dem von der OECD empfohlenen Musterabkom-
men. Dabei trägt es sowohl den finanz- und entwick-
lungspolitischen Interessen der Volksrepublik China als 
auch den wirtschaftspolitischen Interessen der Bun-
desrepublik Deutschland als eines kapitalexportieren-
den Industriestaats Rechnung. 

Die einleitenden Bestimmungen der Artikel 1 bis 5 stek-
ken den Geltungsbereich des Vertragswerks ab und 
enthalten die für die Anwendung des Abkommens wich-
tigen Definitionen. Die Artikel 6 bis 23 legen den Rah-
men fest, innerhalb dessen der Quellen- bzw. Belegen-
heitsstaat Einkünfte und Vermögen besteuern darf. Arti-
kel 24 bestimmt, wie der Wohnsitzstaat bei den dem 
Quellen- bzw. Belegenheitsstaat zur Besteuerung über-
lassenen Einkünften und Vermögenswerten die Doppel-
besteuerung vermeidet. Die abschließenden Artikel 25 
bis 31 regeln den Schutz vor Diskriminierungen, die zur 
Durchführung des Abkommens notwendige Zusammen-
arbeit der Vertragsstaaten, das Inkrafttreten und Außer-
krafttreten des Abkommens und andere Fragen. 

Neben dem Abkommen gibt es noch ein Protokoll, das 
Bestandteil des Abkommens ist. 

2. Zu den einzelnen Abkommensregelungen 
Zu Artikel 1 

Dieser Artikel bestimmt den Personenkreis, für den das 
Abkommen gilt. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel grenzt die Steuern ab, die unter das 
Abkommen fallen. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 definiert einige im Abkommen mehrfach ver-
wendete Begriffe. Absatz 2 enthält die übliche Regel, 
daß nicht definierte Begriffe entsprechend dem nationa-
len Steuerrecht des das Abkommen anwendenden Ver-
tragsstaats auszulegen sind, wenn der Abkommenszu-
sammenhang keine andere Auslegung erfordert. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel definiert den Begriff der in einem Ver-
tragsstaat ansässigen Person, der für den subjektiven 
Geltungsbereich des Abkommens und die Abgrenzung 
der Besteuerungsrechte maßgebend ist. Grundsätzlich 
bestimmt sich die Ansässigkeit nach den Merkmalen 
des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten 
(Absatz 1). Ist eine Person danach in beiden Staaten 
ansässig, so wird nach bestimmten Kriterien nur einer 
der Staaten für die Abkommensanwendung als Ansäs-
sigkeitsstaat behandelt (Absätze 2 und 3). 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel definiert den Begri ff  der Betriebsstätte, 
der die Grundlage für die Besteuerung der gewerblichen 
Einkünfte (vgl. Artikel 7) bildet. Bauausführungen, Mon-
tagen und damit zusammenhängende Aufsichtstätig-
keiten gelten dann als Betriebsstätten, wenn ihre Dauer 
sechs Monate überschreitet. Darüber hinaus wird eine 
Betriebsstätte auch dann begründet, wenn ein Unter-
nehmen Angestellte zur Erbringung von Dienstleistun-
gen für mehr als sechs Monate innerhalb. eines Zwölf-
monatszeitraums in den anderen Staat entsendet. 

Ansonsten entspricht die Betriebsstättendefinition dem 
Text des OECD-Musterabkommens. 

Zu Artikel 6 
Dieser Artikel bestimmt, daß Einkünfte aus unbeweg-
lichem Vermögen in dem Vertragsstaat besteuert wer-
den können, in dem dieses Vermögen liegt. Dies gilt 
auch, wenn es sich um Betriebsgrundstücke handelt. 

Zu Artikel 7 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der Gewinne aus 
Gewerbebetrieben. Nach Absatz 1 darf ein Staat die 



Drucksache 10/3971 	Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 

gewerblichen Einkünfte von Unternehmen des anderen 
Staates nur insoweit besteuern, als der Gewinn durch 
eine in seinem Gebiet gelegene Betriebsstätte erzielt 
wird. Die Absätze 2 bis 6 und Protokoll Nummer 1 ent

-

halten Bestimmungen über die Ermittlung und Zurech-
nung der Betriebsstättengewinne. Absatz 7 regelt das 
Verhältnis der Betriebsstättenbesteuerung zu den 
Abkommensbestimmungen für andere Einkünfte. 

Zu Artikel 8 

Dieser Artikel bestimmt, daß Gewinne aus dem Betrieb 
von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen 
Verkehr abweichend vom Betriebsstättenprinzip nur im 
Staat des Ortes der allgemeinen Geschäftsleitung des 
Unternehmens besteuert werden dürfen. 

Zur Klarstellung wird hierzu im Protokoll (Nummer 2) 
festgestellt, daß die auf diesem Gebiet bereits beste-
henden Regelungen in Artikel 8 des Abkommens über 
den Seeverkehr vom 31. Oktober 1975 und im Noten-
wechsel der beiden Regierungen über die Besteuerung 
der beiderseitigen Luftfahrtunternehmen aus dem Jahr 
1980 - soweit diese weitergehender Natur sind - hier-
von unberührt bleiben. , 

Zu Artikel 9 

Dieser Artikel stellt klar, daß das Abkommen der Korrek-
tur von Gewinnverlagerungen zwischen verbundenen 
Unternehmen nicht entgegensteht. 

Zu Artikel 10 
Diese Bestimmung regelt die Besteuerung von Dividen-
den. Dabei enthält Absatz 1 den Grundsatz, daß Divi-
denden im Wohnsitzstaat besteue rt  werden dürfen. 
Nach Absatz 2 darf daneben auch der Quellenstaat eine 
Steuer erheben, die jedoch auf 10 % des Bruttobetrags 
der Dividenden begrenzt ist. Hiervon bestehen zwei 
Ausnahmen: 

1. Der Quellenstaat kann eine auf 15 % des Brutto-
betrags begrenzte Steuer erheben, solange nach 
seinem Körperschaftsteuerrecht Gewinnausschüt-
tungen um 15 Punkte niedriger besteue rt  werden als 
thesaurierte Gewinnanteile - was z. Z. nur für die 
Bundesrepublik Deutschland gilt (Protokoll Num-
mer 3 Buchstabe a). 

2. Wenn die Dividenden bei der Gewinnermittlung der 
ausschüttenden Gesellschaft als Betriebsausgabe 
abzugsfähig sind, gilt keine Begrenzung des Quellen-
steuersatzes (Protokoll Nummer 4). 

Absatz 3 definiert  den Begriff der Dividenden im einzel-
nen. Die Absätze 4 und 5 enthalten ergänzende Bestim-
mungen, die in ihrem Inhalt den Regelungen im OECD

-

Musterabkommen entsprechen. 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung von Zinsen. 
Absatz 1 enthält den Grundsatz, daß Zinsen im Wohn-
sitzstaat besteue rt  werden dürfen. 
Nach Absatz 2 darf daneben auch der Quellenstaat 
eine Steuer erheben, die jedoch auf 10 % des Brutto-
betrags der Zinsen begrenzt ist. 

Nach Absatz 3 sind Zinsen ganz von der Quellensteuer 
befreit, wenn Empfänger der Zinsen der andere Ver-
tragsstaat oder bestimmte staatliche Einrichtungen 
sind oder wenn das Darlehen von bestimmten staat-
lichen Einrichtungen - im Fall der Bundesrepublik 
Deutschland von der Hermes Deckung verbürgt oder 
finanziert ist. 

Auf Grund der Protokollbestimmung Nummer 4 sind 
gewinnabhängige Zinsen, die sich bei der Gewinnermitt-
lung des Schuldners gewinnmindernd ausgewirkt 
haben, von der Begrenzung der Quellenbesteuerung 
ausgenommen. 

Die Absätze 4 bis 7 enthalten eine Definition des 
Begriffs der Zinsen, den üblichen Betriebsstättenvorbe-
halt und einige ergänzende Bestimmungen, die dem 
OECD-Musterabkommen entlehnt sind. 

Zu Artikel 12 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Lizenzgebüh-
ren. Dabei enthält Absatz 1 den Grundsatz, daß Lizenz-
gebühren im Wohnsitzstaat besteuert werden dürfen. 
Nach Absatz 2 darf daneben auch der Quellenstaat eine 
Steuer erheben, die jedoch auf 10 % des Bruttobetrags 
der Lizenzgebühren begrenzt ist. 

Handelt es sich dabei um Entgelte, die für die Benutzung 
oder das Recht auf Benutzung gewerblicher, kaufmän-
nischer oder wissenschaftlicher Ausrüstungen gezahlt 
werden, ist die Quellensteuer im Ergebnis auf 7 % 
begrenzt (Protokoll Nummer 5). 

Die Absätze 3 bis 6 enthalten neben einer Definition des 
Begriffs der Lizenzgebühren und dem Betriebsstätten-
vorbehalt-noch einige auf das OECD-Musterabkommen 
zurückgehende ergänzende Regelungen. 

Zu Artikel 13 

In diesem Artikel wird die Besteuerung von Veräuße-
rungsgewinnen in der Weise geregelt, daß diese grund-
sätzlich im Belegenheitsstaat besteuert werden können 
(Absatz 4). Die ausdrückliche Hervorhebung dieses 
Grundsatzes für Gewinne aus der Veräußerung von 
unbeweglichem Vermögen und von beweglichem 
Betriebsstättenvermögen sowie von beweglichem Ver-
mögen einer der Ausübung eines freien Berufs dienen-
den festen Einrichtung in den Absätzen 1 und 2 dient 
dazu, die Freistellung bei der Wohnsitzbesteuerung im 
Rahmen des Artikels 24 auf diese Fälle zu begrenzen. 

Gewinne aus der Veräußerung von Seeschiffen und 
Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr sowie des 
beweglichen Vermögens, das dem Betrieb dieser 
Schiffe und Luftfahrzeuge dient, werden entsprechend 
der Regelung für die Besteuerung der laufenden Ein-
künfte besteuert  (Absatz 3). 

Zu Artikel 14 
Dieser Artikel befaßt sich mit der Besteuerung der Ein-
künfte aus selbständiger Arbeit. 
Dabei steht grundsätzlich das Besteuerungsrecht hier-
für dem Wohnsitzstaat zu. Nur wenn die Einkünfte in 
dem anderen Staat durch eine dort unterhaltene feste 
Einrichtung oder im Rahmen eines Aufenthalts von mehr 
als 183 Tagen während eines Kalenderjahres erzielt 
werden, hat dieser Staat insoweit das Besteuerungs- 
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recht. In Absatz 2 wird der Ausdruck „freier Beruf" im 
einzelnen erläutert. 

Zu Artikel 15 
Dieser Artikel befaßt sich mit der Besteuerung der Ein-
künfte aus nichtselbständiger Arbeit. 
Grundsätzlich hat hierfür der Staat der Arbeitsausübung 
das Besteuerungsrecht (Absatz 1). Werden jedoch Per-
sonen von inländischen Unternehmen nur vorüberge-
hend im Ausland eingesetzt, z. B. Monteure, so wird 
dieser Grundsatz zugunsten des Wohnsitzstaats einge-
schränkt (Absatz 2). Weitere Sonderregelungen enthal-
ten Absatz 3 für das Bordpersonal von Seeschiffen und 
Luftfahrzeugen sowie die Artikel 16, 18, 19, 20 und 21. 

Zu Artikel 16 
Nach diesem Artikel können Aufsichtsrats- und Verwal-
tungsratsvergütungen in dem Staat besteue rt  werden, 
in dem die zahlende Gesellschaft ansässig ist. 

Zu Artikel 17 
Nach diesem Artikel dürfen Künstler und Sportler stets 
in dem Staat besteue rt  werden, in dem sie ihre Tätigkeit 
ausüben (Absatz 1). Dies gilt auch für andere Personen, 
denen Einkünfte aus einer solchen Tätigkeit zufließen 
(Absatz 2). 
Das Besteuerungsrecht des Tätigkeitsstaats ist jedoch 
ausgeschlossen, wenn die künstlerische oder spo rt

-liche Tätigkeit im Rahmen des zwischen beiden Regie-
rungen vereinbarten Kulturaustausches ausgeübt wird. 

Zu Artikel 18 
Ruhegehälter und Renten werden - mit Ausnahme der 
Pensionen aus öffentlichen Kassen - nach diesem Arti-
kel allein in dem Staat besteue rt, in dem der Empfänger 
ansässig ist. 

Zu Artikel 19 
Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Arbeitsentgel-
ten und Pensionen, die aus öffentlichen Kassen gezahlt 
werden, entsprechend dem OECD-Musterabkommen. 
Absatz 1 legt den Grundsatz fest, daß Arbeitslöhne nur 
im Kassenstaat besteue rt  werden können, und zwar 
auch dann, wenn die nichtselbständige Arbeit im ande-
ren Vertragsstaat ausgeübt wird. Staatsangehörige des 
anderen Staates, die in dem anderen Staat tätig und 
dort  ständig ansässig sind, werden jedoch nur in diesem 
Staat besteue rt . 
Pensionen aus öffentlichen Kassen können nach 
Absatz 2 ebenfalls nur im Kassenstaat besteuert wer-
den, es sei denn, der Empfänger ist ein Staatsangehö-
riger des anderen Staats und do rt  ansässig. 
Für Arbeitnehmer von gewerblichen Betrieben der 
öffentlichen Hand gelten nach Absatz 3 die allgemeinen 
Regelungen für die Besteuerung von Einkünften- aus 
nichtselbständiger Tätigkeit. 

Zu den Artikeln 20 und 21 
Die Bestimmungen dieser Artikel sollen den Austausch 
von Lehrkräften sowie von in Aus- und Fortbildung 
stehenden Personen fördern. 

Zu diesem Zweck sind nach Artikel 20 die Vergütungen 
von Gastlehrkräften im Gaststaat von der Besteuerung 
befreit, sofern der Aufenthalt drei Jahre nicht übersteigt. 

Nach Artikel 21 sind Studenten, Lehrlinge, Praktikanten 
und Stipendiaten, die sich zu Ausbildungszwecken vor-
übergehend in einem Vertragsstaat aufhalten, hinsicht-
lich der Unterstützungsgelder, die sie aus dem Ausland 
erhalten, und hinsichtlich der Stipendien von Steuern 
des Gaststaates befreit. Das gleiche gilt - für die Dauer 
von höchstens fünf Jahren - für Lohneinkünfte bis zur 
Höhe von 6 000 DM jährlich, die im Gaststaat erzielt 
werden. 

Zu Artikel 22 
Dieser Artikel regelt die Besteuerung von anderen als 
den in den vorangegangenen Artikeln behandelten Ein-
künften. 
Absatz 1 enthält hierzu den Grundsatz, daß andere Ein-
künfte nur in dem Staat besteue rt  werden dürfen, in dem 
der Empfänger dieser Einkünfte ansässig ist. 

Absatz 2 enthält den auch im OECD-Muster vorgesehe-
nen Betriebsstättenvorbehalt zugunsten der Besteue-
rung im anderen Staat. Nach Absatz 3 können alle aus 
dem anderen Staat stammenden Einkünfte auch dort 

 besteuert  werden. 

Zu Artikel 23 
Dieser Artikel regelt die Besteuerung des Vermögens. 

Nach den Absätzen 1 und 2 dürfen unbewegliches Ver-
mögen und das bewegliche Vermögen, das zu einer 
Betriebsstätte oder einer der Ausübung eines freien 
Berufs dienenden festen Einrichtung gehört, entspre-
chend der Regelung für die daraus erzielten Einkünfte, 
im Belegenheitsstaat besteue rt  werden. Seeschiffe und 
Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr sowie das 
ihrem Betrieb dienende bewegliche Vermögen können 
nach Absatz 3 nur in dem Staat besteuert werden, in 
dem sich der Ort der allgemeinen Geschäftsleitung des 
Unternehmens befindet. Alle übrigen Vermögensteile 
dürfen nach Absatz 4 nur im Wohnsitzstaat besteuert 
werden. 

Zu Artikel 24 
Dieser Artikel regelt, wie der Wohnsitzstaat des Steuer-
pflichtigen die Doppelbesteuerung bei Einkünften und 
Vermögenswerten vermeidet, die nach dem Abkommen 
im Quellen- bzw. Belegenheitsstaat besteuert werden 
können. 
Absatz 1 bestimmt, wie die Volksrepublik China bei 
einer dort  ansässigen Person die Doppelbesteuerung 
vermeidet. Dies geschieht in der Weise, daß die Steuern, 
die nach dem Abkommen von der Bundesrepublik 
Deutschland erhoben werden dürfen, auf die entspre-
chenden chinesischen Steuern angerechnet werden. 
Dabei wird bei zwischengesellschaftlichen Dividenden 
ab einer Beteiligungsgrenze von 10 % auch die soge-
nannte indirekte Anrechnung gewährt. 

Absatz 2 bestimmt, wie die Bundesrepublik Deutsch-
land die Doppelbesteuerung bei einer in ihrem Gebiet 
ansässigen Person vermeidet. 
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Nach Absatz 2 Buchstabe a werden die wichtigsten Ein-
künfte, wie z. B. aus unternehmerischer Tätigkeit, die 
durch eine chinesische Betriebsstätte oder eine chine-
sische Tochtergesellschaft (Mindestbeteiligung 10 %) 
ausgeübt wird, und die entsprechenden Vermögens-
werte von der deutschen Steuer freigestellt. Nummer 6 
Buchstabe b des Protokolls zu dem Abkommen stellt 
insoweit sicher, daß diese Freistellung für chinesisches 
Betriebsstättenvermögen und wesentliche Beteiligun-
gen an einer chinesischen Tochtergesellschaft sowie 
die daraus fließenden Einkünfte nur dann gilt, wenn die 
Betriebsstätte oder Tochtergesellschaft bestimmte 
aktive wi rtschaftliche Tätigkeiten ausübt. Ist dies nicht 
der Fall, so wird zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
lediglich die chinesische Steuer auf die entsprechende 
deutsche Steuer angerechnet. 
Bei bestimmten Einkünften, die nicht nach Buchstabe a 
von der deutschen Steuer befreit werden, wie z. B. Zin-
sen, Lizenzgebühren und Dividenden, die nicht aus einer 
Schachtelbeteiligung stammen, wird die Doppelbe-
steuerung nach Buchstabe b durch die Anrechnung der 
chinesischen Steuer auf die deutsche Steuer beseitigt. 
Buchstabe c regelt für Zwecke der Steueranrechnung 
nach Buchstabe b, welche Beträge im einzelnen bei der 
Besteuerung von Dividenden, Zinsen und Lizenzgebüh-
ren anzurechnen sind. Soweit der Anrechnungsbetrag 
hiernach die chinesische Quellensteuer übersteigt, die 
von diesen Zahlungen tatsächlich einbehalten worden 
ist, handelt es sich um eine sogenannte fiktive Steuer-
anrechnung, wie sie grundsätzlich der neueren Abkom-
menspraxis der Bundesrepublik Deutschland im Ver-
hältnis zu Entwicklungsländern entspricht. Diese fiktive 
Anrechnung bewirkt, daß eine Ermäßigung der chinesi-
schen Quellensteuer, die aus investitionspolitischen 
Gründen gewährt wird, in diesen Fällen dem Steuer-
pflichtigen auch wirklich zugute kommt. 
Nummer 6 Buchstabe a des Protokolls zum Abkommen 
stellt klar, daß die Verpflichtung zur Freistellung chine-
sischer Einkünfte und zur Anrechnung chinesischer 
Steuern nach Artikel 24 der Herstellung der Ausschüt-
tungsbelastung bei der deutschen Körperschaftsteuer 
nicht entgegensteht. 

Zu Artikel 25 
Dieser Artikel soll steuerliche Diskriminierungen verhin-
dern. 

Zu Artikel 26 
Dieser Artikel sieht vor, daß sich die zuständigen Behör-
den der beiden Vertragsstaaten über die Vermeidung 
der Doppelbesteuerung in Einzelfällen verständigen 
und Auslegungs- und Anwendungsschwierigkeiten in 
gegenseitigem Einvernehmen beseitigen können. 

Zu Artikel 27 
Dieser Artikel regelt den Informationsaustausch zur 
Anwendung des Abkommens, wobei in einer Protokoll-
bestimmung (Nummer 7) klarstellend darauf hingewie-
sen wird, daß das deutsche Steuerrecht unter gewissen 
Voraussetzungen weitergehende Auskunftsmöglich-
keiten vorsieht. 

Zu Artikel 28 
Dieser Artikel regelt das Verhältnis des Abkommens zu 
den besonderen diplomatischen und konsularischen 
Vorrechten. 

Zu Artikel 29 
Dieser Artikel enthält die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 30 
Dieser Artikel enthält Bestimmungen über das Inkraft-
treten und den zeitlichen Anwendungsbereich des 
Abkommens. 
Danach sollen die Regelungen des Abkommens, nach-
dem dieses in Kraft  getreten ist, grundsätzlich ab 
1. Januar 1985 und in bestimmten Fäilen ab 1. Juli 1985 
angewendet werden. 

Zu Artikel 31 
Dieser Artikel enthält Bestimmungen über eine eventu-
elle Kündigung und das Außerkrafttreten des Abkom-
mens. 


